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Grußadressen des Zehtralkomitees der SED zum 25. Jahrestag
der Gründung des Obersten Gerichts und der Obersten Staatsanwaltschaft

Liebe Genossen und Kollegen!

Das Zentralkomitee der Sozialistischen Einheitspartei 
Deutschlands übermittelt Ihnen zum 25. Jahrestag der 
Gründung des Obersten Gerichts der DDR herzliche 
Grüße und Glückwünsche, verbunden mit Dank und 
Anerkennung für die geleistete Arbeit.
Am 8. Dezember 1949 wurde das Oberste Gericht 
der DDR geschaffen. Von Anbeginn seiner Tätigkeit 
an hat es einen bedeutenden Beitrag zur Herausbil­
dung und Entwicklung einer neuen, sozialistischen 
Rechtsordnung sowie zur Sicherung der einheitlichen 
Anwendung und Auslegung der Gesetze und anderer 
Rechtsvorschriften geleistet.
Die Rechtsprechung des Obersten Gerichts der DDR 
hat wirkungsvoll zur Festigung unserer Staatsmacht 
und zur Durchsetzung der Prinzipien des sozialisti­
schen Rechts beigetragen. Von besonderer Bedeutung 
sind die Verdienste des Obersten Gerichts bei der 
kompromißlosen Abwehr und Zerschlagung der von 
imperialistischen Agenturen inspirierten und organi­
sierten Verbrechen gegen unsere sozialistische Ar- 
beiter-und-Bauern-Macht und ihre auf dem Volks­
eigentum beruhenden ökonomischen Grundlagen. Die 
in diesem Zusammenhang durchgeführten Strafver­
fahren waren ein bedeutsamer Beitrag zur Festigung 
des Vertrauens der Werktätigen in die Arbeit der 
Justiz und zur weiteren Entwicklung der Klassenwach­
samkeit.

Auf der Grundlage der Beschlüsse des VIII. Partei­
tages unternimmt das Oberste Gericht der DDR alle 
Anstrengungen, die sozialistische Gesetzlichkeit wei­
ter zu festigen, die Rechtssicherheit zu garantieren, 
alle Angriffe gegen unsere sozialistische Ordnung, 
das sozialistische Eigentum, die Gesundheit und das 
Leben der Bürger konsequent zu ahnden und das 
sozialistische Recht allen Werktätigen verständlich zu 
erläutern.

Das Zentralkomitee der Sozialistischen Einheitspartei 
Deutschlands ist davon überzeugt, daß das Oberste 
Gericht der DDR weiterhin alles tun wird, um die Be­
schlüsse der Partei der Arbeiterklasse zu erfüllen und

Liebe Genossen und Freunde!

Zum 25. Jahrestag der Gründung der Obersten 
Staatsanwaltschaft der Deutschen Demokratischen 
Republik übermittelt das Zentralkomitee der Sozia­
listischen Einheitspartei Deutschlands allen Mitarbei­
tern herzliche Grüße und Glückwünsche.
Mit dem Gesetz über die Errichtung der Obersten 
Staatsanwaltschaft der Deutschen . Demokratischen 
Republik vom 8. Dezember 1949 wurde ein Staats­
organ geschaffen, dessen Aufgabe es ist, mit Lenin­
scher Konsequenz die strikte Durchsetzung der Gesetz­
lichkeit zu gewährleisten und- Angriffe gegen den 
sozialistischen Staat der Arbeiter und Bauern, gegen 
das sozialistische Eigentum, gegen Gesundheit und 
Leben der Bürger unnachgiebig zu verfolgen.

In den 25 Jahren ihrer Tätigkeit hat sich die Staats­
anwaltschaft als ein wirksames und zuverlässiges 
Instrument der Arbeiter-und-Bauern-Macht erwiesen. 
Auf der Grundlage der Beschlüsse des VIII. Partei­
tages unserer Partei leistet sie einen bedeutenden 
Beitrag zur Festigung der Rechtssicherheit und damit 
zur Stärkung des Vertrauens der Bürger in ihren so­
zialistischen Staat. Die Bürger der Deutschen Demo­
kratischen Republik sehen in der Staatsanwaltschaft 
einen Garanten, der sie zuverlässig vor Rechtsver­
letzungen schützt.

Die weitere Gestaltung der entwickelten sozialistischen 
Gesellschaft in der Deutschen Demokratischen Re­
publik stellt die Staatsanwaltschaft vor neue Auf­
gaben. Sie erfordern, das Niveau der Leitungstätig­
keit weiter zu vervollkommnen und die Kampfkraft 
der Parteiorganisationen in den Dienststellen zu er­
höhen.

Gegenwärtig unternimmt die Staatsanwaltschaft große 
Anstrengungen zur weiteren Festigung der sozialisti­
schen Gesetzlichkeit, zur Erhöhung von Sicherheit 
und Ordnung sowie bei der Bekämpfung feindlicher 
Anschläge und anderer Straftaten. Dabei erlangen die 
richtige Aufklärung von Rechtsverletzungen sowie die 
wirksamere Vorbeugung und eine überzeugende 
Rechtspropaganda zunehmende Bedeutung.
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